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Schriftliche Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Carola Ensslen (DIE LINKE) vom 02.06.2022 

Betr.:	Wie hält es der Hamburger Senat mit den Vorhaben der Ampel-Koalition? – Vorgriff auf geplante Änderungen des Aufenthaltsgesetzes 
Einleitung für die Fragen:
In den Bundesländern Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Thüringen, Niedersachsen, und Bremen gibt es bereits Vorgriffsregelungen auf die im Koalitionsvertrag angekündigten konkreten Änderungen der Bundesregierung im Aufenthaltsrecht. Von der Bunderegierung ist beabsichtigt, erweiterte Bleiberechtsregelungen für gut integrierte geduldete Menschen zu schaffen (vgl. Koalitionsvertrag S. 137 f.). Mit den Vorgriffregelegungen wird von den genannten Ländern darauf hingewirkt, Ausweisungen von Personen, die voraussichtlich zeitnah ein Bleiberecht erhalten, bereits jetzt vorläufig auszusetzen. Eine bundesweite Regelung steht weiterhin aus und ist nicht in Sicht.
Den Vorgriffregelungen liegt der Gedanke zugrunde, dass es wenig sinnhaft ist, zunächst in Bildung und Ausbildung von Menschen zu investieren, um sie dann abzuschieben und im Gegenzug mühsam um Fachkräfte im Ausland zu werben. Zudem werden in vielen Bereichen, wie Pflege, Gastronomie, Transport und Logistik sowie Handwerk händeringend Fachkräfte gesucht. Es besteht also auch ein elementares arbeitsmarktpolitisches Interesse, dass Menschen, die in unserer Gesellschaft bereits angekommen sind, hierbleiben. Darüber hinaus haben die genannten Länder erkannt, dass es unverhältnismäßig ist, die mit gravierenden Folgen für das Leben verbundene Ausreise von Menschen, die nach dem bereits jetzt erklärten Willen der Koalition ein Bleiberecht haben sollen, jetzt noch zu erzwingen. 
Frage 1: Gibt es eine Vorgriffsregelung im in der Einleitung genannten Sinn in Hamburg? Falls ja, wann wurde diese erlassen, in welcher Form und mit welchem Wortlaut? Falls nein, aus welchen Gründen wurde bislang von einer Vorgriffsregelung abgesehen?
Frage 2: Ist eine Vorgriffsregelung beabsichtigt? Falls ja, wann soll diese Anwendung finden? Falls nein, aus welchen Gründen nicht?
Frage 3: Wie viele Geduldete gibt es mit Stand 02. Juni 2022 in Hamburg? Bitte nach Herkunftsstaaten aufschlüsseln. 
Frage 4: Welche weiteren Formen von prekärem Aufenthalt gibt es und wie viele Personen sind davon jeweils mit Stand 02. Juni 2022 betroffen? Bitte nach Personen, für die die Vollziehung nach § 80 Abs. 4 VwGO ausgesetzt ist, Personen im Kirchenasyl und sonstigen Aufenthalten differenzieren. 
Frage 5: Wie viele Personen werden in Hamburg von dem auf S. 137 ff. des Koalitionsvertrages auf Bundesebene genannten Gesetzesvorhaben in Hamburg voraussichtlich profitieren? Bitte differenzieren nach:
a) Personen, die unter den Anwendungsbereich des § 25a AufenthG fallen, wenn anstelle eines vierjährigen Aufenthalts in der Bundesrepublik (§ 25a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AufenthG) ein dreijähriger vorausgesetzt wird und der Antrag nicht mehr vor der Vollendung des 21.Lebensjahres (§ 25a Abs. 1 S. 1 Nr. 3 AufenthG), sondern vor Vollendung des 27. Lebensjahres gestellt werden kann. 
b) Personen, die unter den Anwendungsbereich des § 25b AufenthG fallen, wenn anstelle eines mindestens achtjährigen (§ 25b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AufenthG), ein mindestens sechsjähriger Aufenthalt verlangt wird.
c) Personen, die unter den Anwendungsbereich des § 25b AufenthG fallen und zusammen mit einem minderjährigen ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft leben, wenn anstelle eines mindestens sechsjährigen (§ 25b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AufenthG), ein mindestens vierjähriger Aufenthalt verlangt wird.
d) Geduldete Personen, die am 1. Januar 2022 seit mindestens fünf Jahren in Deutschland leben und nicht straffällig geworden sind.
Frage 6: Falls keine exakten Angaben gemacht werden können, inwieweit haben sich Senat bzw. zuständige Behörden bereits mit den Auswirkungen des Ampel-Koalitionsvertrages in diesem Bereich Gedanken gemacht? Mit welchem Ergebnis? 
Frage 7: Falls es bislang noch keine Überlegungen gibt, welche Zahlen schätzen Senat bzw. zuständige Behörden für die in Frage 5 a) bis d) genannten Kategorien? Bitte auch angeben, wie es zu den Einschätzungen kommt. 
Frage 8: In wie vielen Fällen gab es seit dem 01. Januar 2022 aus dem Zuständigkeitsbereich der Hamburger Ausländerverwaltung Abschiebungen von Zugehörigen der unter Frage 5 a) bis d) genannten Personenkreise? 
Frage 9: In wie vielen Fällen wurden seit dem 01. Januar 2022 aus dem Zuständigkeitsbereich der Hamburger Ausländerverwaltung Abschiebungen im Vorgriff auf die unter Frage 5 a) bis d) genannten Fallgruppen nicht vollzogen? 
Frage 10: Falls zu den Fragen 8 und 9 keine exakten Angaben gemacht werden können, bitte Schätzungen unter Nennung der Schätzgrundlagen vornehmen. Bitte differenzieren nach den unter Frage 5 a) bis d) genannten Kriterien. 
Frage 11: In wie vielen Fällen sind seit dem 01. Januar 2022 geplante Abschiebungen aus anderen Gründen als dem Vorgriff auf die geplanten Änderungen des Aufenthaltsgesetzes nicht vollzogen worden?
Frage 12: In wie vielen Fällen sind seit dem 01. Januar 2022 geplante Abschiebungen von Zugehörigen der unter Frage 5 a) bis d) genannten Personenkreise aus anderen Gründen als dem Vorgriff auf die geplanten Änderungen des Aufenthaltsgesetzes nicht vollzogen worden?

00
00
